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1. Unser Leitantrag „Wirtschaftspolitische Orientierungslosigkeit der 
Bundesregierung beenden – Für eine echte ‚Wirtschaftswende‘“ 

I. Sachverhalt 

Während die Weltwirtschaft und andere Industrieländer wachsen, trüben sich die 
wirtschaftlichen Aussichten für Deutschland weiter ein. Vor diesem Hintergrund 
streiten Bundesfinanzminister Lindner und Bundeswirtschaftsminister Habeck 
über ein sog. „Dynamisierungspaket“. Außerdem kommen von Bundesfinanz-
minister Lindner und vom FDP-Präsidium – passend zum FDP-Parteitag – eine 
ganze Reihe von Ankündigungen und Forderungen. Diese reichen von einer 
Erhöhung des Grundfreibetrags sowie des Kindergeldes über einen automatischen 
Abbau der sog. kalten Progression bis hin zu erheblichen steuerlichen 
Entlastungen der Wirtschaft, einem stufenweisen Abbau des Solidaritäts-
zuschlages, Bürokratieentlastungen und Steuererleichterungen für Überstunden.  

II. Unsere Position  

Die Union fordert bereits seit geraumer Zeit Maßnahmen zugunsten einer echten 
„Wirtschaftswende“ ein und hat hierzu auch umfangreiche Vorschläge gemacht. 
Zu nennen ist hier insbesondere der 12-Punkte-Reformplan für eine starke 
Wirtschaft. Mit dem Leitantrag nehmen wir die FDP beim Wort und verleihen 
unseren Forderungen Nachdruck. Konkret wird die Bundesregierung aufgefordert: 

- den Solidaritätszuschlag zumindest stufenweise zu streichen, 

- die Steuern auf einbehaltene Gewinne auf ein international 
wettbewerbsfähiges Niveau von 25 % zu senken; 

- den Grundfreibetrag und den Kinderfreibetrag für das sächliche 
Existenzminimum in gleichem Maße wie das Bürgergeld anzuheben; 

- Arbeitsanreize für Mehrarbeit zu setzen und dafür Steuervorteile für 
geleistete Überstunden einzuführen;  



 

- zeitnah die kalte Progression für die Jahre 2025 und 2026 auszugleichen; 

- die Vermittlungsbemühungen der Jobcenter zu stärken, stärkere 
Sanktionen bei verweigerter Arbeitsannahme im Bürgergeldbezug einzu-
führen sowie die Hinzuverdienstregeln leistungsgerechter zu gestalten; 

- Das nationale Lieferkettengesetz ist bis zum Inkrafttreten der EU-
Lieferkettenrichtlinie und bis zu dessen Ersetzung durch das 
Umsetzungsgesetz der EU-Lieferkettenrichtlinie vollständig auszusetzen.  

III. Sprachregelung 

Der Wirtschafts- und Industriestandort Deutschland muss endlich wieder auf 
Wachstumskurs gebracht werden. Dazu braucht es kein Showfeuerwerk von 
Ankündigungen, sondern zeitnah echte Entlastungen für die Wirtschaft sowie für 
die Bürgerinnen und Bürger. Mit dem Leitantrag der Woche bringen wir genau 
diese Maßnahmen in den Deutschen Bundestag ein.  

 

2. Anträge zur Sanktionierung des Irans und zur Unterstützung der 
Revolutionsbewegung    

I. Sachverhalt 

Der Iran hat erst erstmals direkt von seinem Staatsgebiet aus Israel mit Drohnen 
und Raketen angegriffen. Dieser Angriff ist der vorläufige Höhepunkt einer stetig 
zunehmenden und von Iran ausgehenden Eskalation. Gemeinsam mit seinen 
bewaffneten Unterstützern im Libanon, Jemen, Syrien und den Palästinensischen 
Gebieten schürt der Iran Konflikte und Hass im gesamten Nahen und Mittleren 
Osten. Mit umfassenden Anträgen zur Sanktionierung des iranischen 
Terrorregimes und zur Unterstützung der iranischen Revolutionsbewegung haben 
wir uns bereits im Januar und September letzten Jahres deutlich positioniert. 
Demgegenüber agiert die Bundesregierung ziellos und schaut den Entwicklungen 
tatenlos zu. 

II. Unsere Position 

Zu lange wurde im Umgang mit dem Iran Nachsicht geübt, auch in der Hoffnung, 
vielleicht doch noch ein Atomabkommen zu erreichen. Spätestens jetzt muss die 
Bundesregierung ihre Iran-Politik korrigieren und mit einem umfassenden 
Sanktionspaket entschieden handeln. Dem Mullah-Regime müssen die 
Unterdrückung des eigenen Volkes, weitere Angriffe auf Israel sowie die 
Unterstützung seiner Handlanger so schwer wie möglich gemacht werden. Dazu 
müssen die Revolutionsgarden als Rädelsführer des Terrors endlich EU-weit als 
terroristische Vereinigung gelistet werden. Deutschland darf darüber hinaus nicht 
länger einer der wichtigsten Handelspartner des Iran sein und den Terror 
mitfinanzieren. Durch Lieferung von Dual-Use-Gütern darf der Iran nicht noch 
weiter technologisch gestärkt werden. Niemals darf der Iran in den Besitz von 
Nuklearwaffen gelangen.  



 

III. Sprachregelung 

Wir stehen an der Seite Israels. Die Verteidigung des Existenzrecht Israels darf 
dabei keine Phrase sein, sondern muss sich in einer konsequenten und wirksamen 
Iran-Politik der Bundesregierung widerspiegeln. Nur so kann der Iran eingehegt 
und weiterer von ihm ausgehender Terror verhindert werden.  Wir fordern die 
Listung der Revolutionsgarden auf europäischer sowie die Schließung des 
„Islamischen Zentrums“ in Hamburg auf nationaler Ebene. 

 

3. Aktuelle Stunde: „Unzureichende Sportpolitik der Bundesregierung – 
Wege für einen Neustart suchen“ 

I. Sachverhalt 

Mehr als die Hälfte der laufenden Wahlperiode ist verstrichen, die sportpolitische 
Bilanz der Bundesregierung zeigt deutliche Defizite. Dies wird in drei wichtigen 
Handlungsfeldern der Sportpolitik besonders deutlich: 

Erstens: Der Referentenentwurf des BMI vom 1. März 2024 – unter anderem zur 
Schaffung einer „unabhängigen Agentur“ für die Förderung im Spitzensport – wird 
von wesentlichen Akteuren wie dem Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) 
und den Landes-Sportbünden deutlich kritisiert. Mit der neuen Agentur wird keine 
Bürokratie abgebaut, vielmehr wird eine zusätzliche Instanz geschaffen. Die 
Unabhängigkeit der Agentur ist nicht gewährleistet.  

Zweitens: Der Entwicklungsplan Sport – nach dem Konzept des BMI ein Herzstück 
für die Stärkung des Breitensports in Deutschland – ist gescheitert. Eine gemischte 
Arbeitsgruppe von Bund und Ländern, mit Vertretern aus Verwaltung, Sport, 
Wissenschaft und Zivilgesellschaft, hatte über ein Jahr lang intensiv gearbeitet, um 
die Zukunft des Sports in Deutschland zu planen und zu gestalten. Die Länder 
haben die Zusammenarbeit mit dem BMI eingestellt, auch weil die 
Bundesregierung kein Geld für die Umsetzung des Plans zur Verfügung stellt. 

Drittens: Mehr als 50 Jahre nach den letzten Olympischen Spielen in Deutschland 
– und wenige Monate, bevor Paris unter den Augen der Welt ein großartiges 
Sportfest feiert – stockt die Umsetzung der Pläne für eine deutsche 
Olympiabewerbung. Ein geplantes „Memorandum of Understanding“ von Bund 
und Ländern zur Vorbereitung einer Bewerbung kam bisher nicht zustande. Auch 
hier fühlen sich die Länder und der organisierte Sport vom BMI brüskiert.   

II. Unsere Position und Sprachregelung  

Wir fordern eine grundlegende Neuausrichtung der deutschen Sportpolitik: Im 
Spitzensport brauchen wir transparente Förderung und klare 
Verantwortlichkeiten. Die Schaffung neuer bürokratischer Strukturen lehnen wir 
ab. Die abrupte Einstellung der Zusammenarbeit im Entwicklungsplan Sport durch 
die Länder zeigt: Die Bundesregierung muss ihre Kommunikation und Kooperation 



 

mit allen Beteiligten neu und vertrauensvoller ausrichten. Sie muss endlich die 
Bedeutung des Breitensports für unsere Kinder und Jugendlichen und für die 
Gesellschaft insgesamt anerkennen und entsprechend handeln. Ferner müssen die 
Planungen für internationale Sportereignisse, wie die Olympiabewerbung, 
verlässlich und in echter Partnerschaft mit allen Beteiligten erfolgen. 

 

Falls Rückfragen bestehen oder Sie in den E-Mailverteiler des Blitz-Briefings 
aufgenommen werden möchten, schreiben Sie gerne eine E-Mail an 
blitzbriefing@cducsu.de. 


